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Gegen jede Vernunft
Indien will die Atomkraftkapazitäten seines Landes verdreifachen
Während sich andere Staaten spä-
testens seit der Katastrophe in Fu-
kushima von der Atomkraft verab-
schieden, hält Indiendaran fest. Das
Kabinett hat jetzt für zehn neue Re-
aktoren grünes Licht gegeben.

Von Thomas Berger

Von kritischem Überdenken bisheri-
ger Weichenstellungen keine Spur:
Die Regierung von Premier Narendra
Modi von der konservativ-hindu-na-
tionalistischen Bharatiya Janata Par-
ty (BJP) will eher noch weiter Druck
machen, um das, was einst an Atom-
kraftwerksplänen auf den Weg ge-
bracht wurde, auch zügig umzuset-
zen. Mit dem aktuell bekannt ge-
machten Beschluss, zehn neue Nuk-
learreaktoren mit einer Gesamtleis-
tung von 7000 Megawatt (MW) zu
bauen, verdreifachen sich mittelfris-
tig die Kapazitäten des Landes bei der
zivilen Nutzung der Atomkraft. Der-
zeit sind an acht Kraftwerkstandor-
ten insgesamt 22 Reaktoren instal-
liert, die bei voller Auslastung 6780
MW liefern können. Noch einmal die
gleiche Größenordnung werden jene
Neubauten bringen, die bereits in der
Konstruktion sind.
Bei den zehn Anlagen, die nun

abermals dazukommen sollen, han-
delt es sich um Schwerwasserreak-
toren des modernsten Typs einhei-
mischer Bauart. Statt wie in der Ver-
gangenheit zumeist auf Know-how
aus dem Ausland zu setzen, wech-
selweise westliche oder russische
Technik gemäß der indischen Erfor-
dernisse zu adaptieren, gilt nun auch
bei der nuklearen Stromerzeugung
ganz die Devise »Made in India«, die
die Modi-Regierung als generelle
ökonomische Leitlinie ausgegeben
hat.
Die neuen Investitionen in Sachen

Atomkraft hätten einen Umfang von
700 Milliarden Rupien, also knapp
zehn Milliarden Euro, jubelte unter
anderem das Wirtschaftsblatt »Eco-
nomic Times«. Energieminister Pi-
yush Goyal wird mit der Aussage zi-
tiert, dass man sich direkt und indi-
rekt mindestens 33 400 neue Jobs er-
hoffe. In der Tat stehen viele Unter-
nehmen in der Erwartung lukrativer
Aufträge schon in den Startlöchern.
So verwundert es nicht, wenn der Di-
rektor von Larsen and Toubro, einem
der größten Baukonzerne, die Re-
gierungsentscheidung gegenüber
dem Nachrichtenkanal NDTV als
»historisch« bewertete.
Premier Modi hatte Anstrengun-

gen zum Abbau der Energiekrise im
Land schon bald nach seinem Amts-
antritt 2014 zu einem der Kernpunk-
te seiner Agenda erklärt. Dass die Ka-
pazitäten zur Stromerzeugung aus-
gebaut werden müssen, um mit dem

stetig steigenden Bedarf Schritt zu
halten, stellt niemand in Frage. Noch
immer gibt es Tausende Dörfer, die
nicht einmal ans Stromnetz ange-
schlossen sind. Und selbst bei vielen,
die offiziell als elektrifiziert gelten,
haben nur wenige Häuser einen An-
schluss oder die Versorgung ist äu-
ßerst lückenhaft.
Nicht nur die Privatbürger verlan-

gen nach gesichertem Stromfluss.
Auch weiteres Wirtschaftswachstum,
so der Konsens in Delhi, bedarf er-
weiterter Kapazitäten bei der Ener-
gieerzeugung. Bisher steht Atom-
strom dabei nach Kohle sowie Was-
serkraft und anderen erneuerbaren

Energien wie Wind- und Solarstrom
aber nur an vierter Stelle.
Indiens älteste Reaktoren, Num-

mer eins und zwei im Kraftwerk Ta-
rapur (TAPS) im westlichen Unions-
staat Maharashtra, gingen mit einer
Nenngröße von jeweils 160MW1969
in Betrieb. Seither wurde nicht nur
dort die Anzahl der Reaktoren auf vier
erhöht. Bereits sechs Anlagen sind es
im Kraftwerk Rajasthan, wo noch
zwei weitere in Bau sind. Und die bei-
den größten Reaktoren von je 1000
MW, der zweite erst Ende März ans
Netz gegangen, stehen in Kudanku-
lam im südlichen Bundesstaat Tamil
Nadu. Gleich sechs Mega-Reaktoren

von 1650 MW sollen in Jaitapur (Ma-
harashtra) gebaut werden – ausge-
rechnet in einem Erdbebenrisikoge-
biet, wie nicht nur Greenpeace, son-
dern auch andere Kritiker warnen.
Selbst die Regionalregierung in

Mumbai ist gespalten: Während die
tonangebende BJP im April neue Ge-
spräche mit den französischen Part-
nern führte, steht der ebenfalls rech-
te Koalitionspartner Shiv Sena be-
reits seit 2008 an der Spitze der lo-
kalenWiderstandsbewegung. Auch in
Kundakulam gibt es immer wieder
Proteste, zudem an den Orten, wo das
Uran zur Befeuerung der Anlagen ab-
gebaut wird.

Indische Proteste gegen Atomkraft nach der Katastrophe im japanischen Fukushima im März 2011 Foto: AFP/Dibyangshu Sarkar

EU geht in die Klimaoffensive
USA gaben in Bonn ihre Führungsrolle in der internationalen Klimapolitik und -diplomatie auf

Bei der UN-Klimakonferenz in Bonn
stand anfangs die Klimapolitik der
Trump-Regierung im Mittelpunkt.
Mit einerneuenAllianz zwischender
EU und 79 Entwicklungsländern hat
sich das geändert.

Von Christian Mihatsch

Die Europäische Union ist bereit, die
Führung in der internationalen Kli-
mapolitik zu übernehmen. Dies sig-
nalisierte sie am letzten Tag der UN-
Klimakonferenz am Donnerstag in
Bonn: Die EU hat sich mit 79 Ent-
wicklungsländern aus Afrika, der Ka-
ribik und dem Pazifik – den soge-
nannten AKP-Staaten – auf eine ge-
meinsame Position bei der Umset-
zung des Pariser Klimaabkommens
geeinigt. »Wir werden das Paris-Ab-
kommen verteidigen – Industriestaa-
ten und Entwicklungsländer gemein-
sam«, sagte EU-Klimakommissar Mi-
guel Arias Cañete. »Unser gemeinsa-
mes Eintreten für diesen Vertrag ist
heute so wie in Paris unumkehrbar
und nicht verhandelbar.«
Die EU und die AKP-Staaten ma-

chen über die Hälfte aller Länder aus,
die den Vertrag unterzeichnet haben.
»Die USA geben ihre Führungspositi-

on beim Klimaschutz auf«, sagte Mo-
hamed Adow von der Entwicklungs-
organisation Christian Aid und lobte
die EU für ihre »klare und starke Bot-
schaft... in dieser Stunde der Not«. Da-
mit habe die USA geschafft, was dem
Paris-Abkommen nicht ganz gelun-
gen war: die Aufhebung des Gegen-
satzes von Industrie- und Entwick-
lungsländern. Dieser »verläuft viel-
mehr zwischen denen, die ein robus-
tes Klimaregime wollen, und jenen,
die dies vermeiden möchten«, sagte
der Leiter der Schweizer Delegation,
Franz Perrez.
Zu Beginn des Treffens standen

noch die USA im Zentrum der Auf-
merksamkeit. Auffallend war, dass
Washington eine Minidelegation mit
nur sieben Diplomaten schickte. Zum
Vergleich: Vietnam war mit mehr als
doppelt so vielen Verhandlern in
Bonn. Zudem wollte die Regierung
von US-Präsident Donald Trump ver-
gangene Woche bekanntgeben, ob die
USA Teil des Paris-Abkommens blei-
ben. Dochwurde die Entscheidung auf
Ende Mai verschoben. Vorher findet
noch Trumps Papst-Audienz und der
G7-Gipfel statt – zwei Treffen, bei de-
nen der Verbleib der USA im Paris-Ab-
kommen auf der Agenda steht.

In Bonn sei die US-Delegation
»beinahe unsichtbar« gewesen, sagte
Wendel Trio vom Klimanetzwerk
CAN. Fragen nach der Klimapolitik
seines Landes beantwortete der US-
Chefdiplomat, Trigg Talley, in Bonn
stets mit: Diese werde einer »Über-
prüfung« unterzogen. Damit hatte
seine Delegation »kein Verhand-
lungsmandat«, sagte Trio. Mit einer
Ausnahme: Der Beitrag aus Washing-
ton war, dass die USA kein Klima-
geld zur Verfügung stellen, aber das
wussten ohnehin alle.
Unklar ist hingegen, ob die Verei-

nigten Staaten ihr Emissionsziel auf-
weichen können, wenn sie im Paris-
Abkommen bleiben. Der Vertrag lässt
einen gewissen Interpretationsspiel-
raum im relevanten Artikel: Ein Land
»kann jederzeit sein Emissionsziel
anpassen im Hinblick auf eine Erhö-
hung seines Ambitionsniveaus«, heißt
es dort.
Aus Sicht von JonathanChurch von

der Umweltorganisation Client Earth
erlaubt dies jedoch keine Aufwei-
chung des Emissionsziels. Dies wäre
eine »übertrieben freizügige Inter-
pretation des Artikels«. Und eine Ab-
schwächung des Ziels würde letztlich
einen »Bruch des Paris-Abkommens«

darstellen. Anders sieht dies Lauren-
ce Tubiana, eine der Architektinnen
des Vertrags: »Natürlich können die
USA ihrenBeitrag reduzieren, aber sie
sollten nicht.« Die EU gibt sich der-
weil diplomatisch. Sie will erst mal
abwarten, welche Vorschläge Trump
am Ende macht. »Es ist wichtig, dass
die Länder ihren Beitrag in unter-
schiedlichen Formen leisten kön-
nen«, sagte Yvon Slingenberg von der
EU-Kommission.
Auch ohne nennenswerten US-Bei-

trag haben die Klimadiplomaten in
Bonn ihr eigentliches Ziel weitgehend
erreicht: die Umrisse der Gebrauchs-
anleitung für das Paris-Abkommen zu
erarbeiten. Hier geht es um sehr tech-
nische Fragen: Wer berichtet etwa
wann und wie über seine Emissionen
und Klimaschutzmaßnahmen? »Die
Fortschritte beim Regelwerk sind un-
terschiedlich, allgemein aber sehr
langsam«, sagte der Schweizer Dele-
gierte Perrez. Dies habe einerseits da-
mit zu tun, dass viele technische Fra-
gen ein noch vertiefteres Verständnis
benötigen. In anderen Bereichen sei-
en die Parteien aber auch einfach noch
nicht bereit, sich zu bewegen. »Ins-
gesamt denke ich, sind wir aber im-
mer noch auf Kurs«, so Perrez.

Steuerdiät ist
besonders für
Reiche gut
35 Milliarden kostet Ende
des Mittelstandsbauchs

Von Simon Poelchau

Lothar Binding findet es nicht
schlimm, dass seine Partei noch
kein ausgearbeitetes Steuer- oder
Finanzkonzept hat. »Das hat da-
mit zu tun, dass wir uns kein Kon-
zept suchen, sondern aussu-
chen«, sagte der Finanzexperte
der SPD im Bundestag am Mitt-
wochabend auf einer Veranstal-
tung des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW) in
Berlin. Schließlich gebe es zum
Beispiel schon das Niedersach-
sen-, das DGB- oder das Bayern-
modell.
Die DIW-Ökonomen haben die

beiden letztgenannten Modelle
durchgerechnet, zudem die Vor-
schläge der LINKEN sowie der
Mittelstandsvereinigung der Uni-
on. Die Ergebnisse veröffentlich-
ten die Forscher am Mittwoch vor
der Diskussionsrunde mit den fi-
nanzpolitischen Experten aller
vier derzeit im Bundestag vertre-
tenen Parteien. Auch wenn das
Anfang der Woche vorgestellte
Modell von Niedersachsens Mi-
nisterpräsident Stephan Weil
(SPD) nicht mehr in der Studie be-
rücksichtigt wurde, ist das Fazit
eindeutig. »Wenn man den Ein-
kommensteuertarif auf breiter
Front senkt, werden die hohen
Einkommen absolut stärker ent-
lastet als die mittleren«, sagt DIW-
Steuerexperte Stefan Bach. Dies
liege daran, dass die Einkommen-
steuer stark progressiv wirkt.
Das DIW hat für die Studie be-

rechnet, wie viel es kosten undwer
davon in welcher Höhe profitie-
ren würde, wenn der sogenannte
Mittelstandsbauch komplett weg-
fällt. Dieser entsteht, weil der
Grenzsteuersatz – also der Steu-
ersatz, der bei einem Gehaltsplus
fällig wird – in den unteren Lohn-
gruppen besonders schnell an-
steigt. Das Ergebnis: 35 Milliar-
den Euro pro Jahr würde diese
Maßnahme den Fiskus kosten und
mehr als die Hälfte davon würde
den einkommensstärksten 20
Prozent der Bevölkerung zugute-
kommen.
SPD-Mann Binding, der genau-

so wie sein Parteichef und Kanz-
lerkandidat Martin Schulz lieber
mehr investieren als Steuern sen-
kenwill, war nicht der Einzige, der
ohne fertiges Konzept in die DIW-
Runde kam. Man wolle bei der
Bundestagswahl im September
»nicht mit dem Rechenschieber
am Wahltisch stehen«, sagte die
Vize-Fraktionsvorsitzende der
Grünen, Kerstin Andreae, und er-
innerte daran, dass ihre Partei zur
vorherigen Bundestagswahl ein
ausgearbeitetes Konzept inklusive
Vermögensabgabe und höherem
Spitzensteuersatz vorgelegt hatte.
»Das hat uns 2013 fast den Kopf
gekostet«, meinte Andreae.
So bildeten letztlich nicht über-

raschend Union und Linkspartei
die beiden Pole der Diskussion am
Mittwochabend. CDU-Finanzex-
pertin Antje Tillmann wollte nicht
von »Steuergeschenken« spre-
chen, wie sie etwa auch von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel und
Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble in Höhe von rund 15Mil-
liarden Euro pro Jahr ins Ge-
spräch gebracht wurden. Denn von
Steuergeschenken könne nur spre-
chen, wer glaube, dass alles was
der Bürger verdiene, automatisch
dem Staat gehöre.
Einzig der finanzpolitische Ex-

perte der LINKEN, Axel Troost,
machte »keinen Hehl« daraus,
dass seine Partei unterm Strich ei-
ne »Steuererhöhungspartei« sei.
Zwar sieht auch das Konzept der
LINKEN Entlastungen für Mittel-
und Normalverdiener vor. Aber
man brauche noch »deutlich mehr
Steuereinnahmen«, so Troost, um
den riesigen Investitionsstau in
der öffentlichen Infrastruktur und
die soziale Schieflage anzugehen.
Deswegen plädiert seine Partei für
die Wiedereinführung der Erb-
schaftssteuer sowie für eine Re-
form der Erbschafts- und auch der
Gewerbesteuer.

NACHRICHTEN

Facebook akzeptiert
Millionenstrafe der EU
Brüssel. Die EU-Kommission hat
das Onlinenetzwerk Facebook am
Donnerstag zu einer Geldbuße von
110 Millionen Euro verdonnert,
weil es bei der Übernahme des
Messengerdienstes WhatsApp
»unrichtige beziehungsweise irre-
führende Angaben gemacht hat«.
Facebook behauptete 2014, dass
ein Abgleich von Nutzerdaten bei-
der Netzwerke nicht möglich sei.
Der Konzern akzeptierte die Strafe
– auch, weil die Fusionsgenehmi-
gung so nicht gefährdet ist. Die
Strafe hätte bis zu doppelt so hoch
ausfallen können. AFP/nd

Keime und Antibiotika
in der Gülle
Hannover. Mit Gülle aus Schwei-
neställen gelangen nach einer
Greenpeace-Untersuchung multi-
resistente Keime undAntibiotika in
die Umwelt. 13 von 19 analysierte
Proben hätten Bakterien enthal-
ten, die gegen ein bei Menschen
verabreichtes Antibiotikum resis-
tent waren. In sechs Proben fan-
den sich Bakterien mit Resisten-
zen gegen drei Antibiotikagrup-
pen. 15 Proben enthielten zudem
Rückstände von Antibiotika. »Die
Agrarindustrie setzt viel zu sorglos
Antibiotika in den Ställen ein«,
sagte Greenpeace-Agrarexperte
Dirk Zimmermann. Als Konse-
quenz könnten Kranke häufiger an
Infektionen sterben. Bundesagrar-
minister Christian Schmidt (CSU)
müsse den Einsatz von Antibiotika
durch bessere Haltungsbedingun-
gen senken. dpa/nd

Uber-Streit geht
vor den EuGH
Karlsruhe. Der Streit um eine in-
zwischen geänderte Mietwagen-
App des Fahrdienstvermittlers
Uber bleibt vorerst ungeklärt. Nach
deutschem Recht muss Uber sich
an die Regelungen zum Schutz von
Taxen halten, der Bundesgerichts-
hof (BGH) legte den Fall aber dem
Europäischen Gerichtshof (EuGH)
vor. Der soll prüfen, ob die stren-
gen deutschen Regeln EU-recht-
lich Bestandhaben können. Es geht
um die Smartphone-App Uber-
Black, über die Mietwagen bestellt
werden können. Der Auftrag wird
an den Fahrer eines mit Uber ko-
operierenden Mietwagenunter-
nehmens weitergeleitet, der dem
Auftraggeber am nächsten ist. Mit
seiner Klage rügt ein Taxiunter-
nehmer, dass Uber für Mietwagen
geltende Beschränkungen nicht
eingehalten habe. AFP/nd

Streaming bald
auch europaweit
Straßburg. Verbraucher können ab
Anfang 2018 Filme, Serien oder
Sportevents über abonnierte
Streamingdienste auch im euro-
päischen Ausland ansehen. Das
entschied das Europaparlament.
Bislang verhinderte das sogenann-
te Geoblocking vielfach die Nut-
zung der Internetdienste. Die Ver-
ordnung dürfte auch Auswirkun-
gen auf Gratisangebote wie Me-
diatheken haben. Ein Kontrollme-
chanismus soll Missbrauch ver-
meiden. Dazu könnten Bezahl- und
Steuerdaten, Post- und IP-Adresse
benutzt werden. AFP/nd

2016 mehr atypische
Beschäftigung
Düsseldorf. In Deutschland wächst
nicht nur die Zahl der sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsver-
hältnisse. 2016 habe die Zahl aty-
pischer Jobs noch stärker zuge-
legt, berichtet das Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftliche Institut
der Hans-Böckler-Stiftung. Darun-
ter fallen Teilzeitstellen, Leihar-
beit und Minijobs. Insbesondere
die Zahl der Teilzeit- und Leihar-
beiter habe 2016 zugenommen,
sagte Arbeitsmarktexperte Toralf
Pusch. Die Zahl der Minijobber sei
dagegen um 46 000 auf 5,14 Mil-
lionen zurückgegangen. Zusam-
men ergeben alle drei Gruppen ei-
nen gegenüber 2015 leicht gestie-
genen Anteil von fast 40 Prozent
an allen abhängigen Beschäfti-
gungsverhältnissen. dpa/nd
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liert, die bei voller Auslastung 6780
MW liefern können. Noch einmal die
gleiche Größenordnung werden jene
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hat.
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gierungsentscheidung gegenüber
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pazitäten zur Stromerzeugung aus-
gebaut werden müssen, um mit dem
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immer gibt es Tausende Dörfer, die
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schluss oder die Versorgung ist äu-
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Bei der UN-Klimakonferenz in Bonn
stand anfangs die Klimapolitik der
Trump-Regierung im Mittelpunkt.
Mit einerneuenAllianz zwischender
EU und 79 Entwicklungsländern hat
sich das geändert.

Von Christian Mihatsch

Die Europäische Union ist bereit, die
Führung in der internationalen Kli-
mapolitik zu übernehmen. Dies sig-
nalisierte sie am letzten Tag der UN-
Klimakonferenz am Donnerstag in
Bonn: Die EU hat sich mit 79 Ent-
wicklungsländern aus Afrika, der Ka-
ribik und dem Pazifik – den soge-
nannten AKP-Staaten – auf eine ge-
meinsame Position bei der Umset-
zung des Pariser Klimaabkommens
geeinigt. »Wir werden das Paris-Ab-
kommen verteidigen – Industriestaa-
ten und Entwicklungsländer gemein-
sam«, sagte EU-Klimakommissar Mi-
guel Arias Cañete. »Unser gemeinsa-
mes Eintreten für diesen Vertrag ist
heute so wie in Paris unumkehrbar
und nicht verhandelbar.«
Die EU und die AKP-Staaten ma-

chen über die Hälfte aller Länder aus,
die den Vertrag unterzeichnet haben.
»Die USA geben ihre Führungspositi-

on beim Klimaschutz auf«, sagte Mo-
hamed Adow von der Entwicklungs-
organisation Christian Aid und lobte
die EU für ihre »klare und starke Bot-
schaft... in dieser Stunde der Not«. Da-
mit habe die USA geschafft, was dem
Paris-Abkommen nicht ganz gelun-
gen war: die Aufhebung des Gegen-
satzes von Industrie- und Entwick-
lungsländern. Dieser »verläuft viel-
mehr zwischen denen, die ein robus-
tes Klimaregime wollen, und jenen,
die dies vermeiden möchten«, sagte
der Leiter der Schweizer Delegation,
Franz Perrez.
Zu Beginn des Treffens standen

noch die USA im Zentrum der Auf-
merksamkeit. Auffallend war, dass
Washington eine Minidelegation mit
nur sieben Diplomaten schickte. Zum
Vergleich: Vietnam war mit mehr als
doppelt so vielen Verhandlern in
Bonn. Zudem wollte die Regierung
von US-Präsident Donald Trump ver-
gangene Woche bekanntgeben, ob die
USA Teil des Paris-Abkommens blei-
ben. Dochwurde die Entscheidung auf
Ende Mai verschoben. Vorher findet
noch Trumps Papst-Audienz und der
G7-Gipfel statt – zwei Treffen, bei de-
nen der Verbleib der USA im Paris-Ab-
kommen auf der Agenda steht.

In Bonn sei die US-Delegation
»beinahe unsichtbar« gewesen, sagte
Wendel Trio vom Klimanetzwerk
CAN. Fragen nach der Klimapolitik
seines Landes beantwortete der US-
Chefdiplomat, Trigg Talley, in Bonn
stets mit: Diese werde einer »Über-
prüfung« unterzogen. Damit hatte
seine Delegation »kein Verhand-
lungsmandat«, sagte Trio. Mit einer
Ausnahme: Der Beitrag aus Washing-
ton war, dass die USA kein Klima-
geld zur Verfügung stellen, aber das
wussten ohnehin alle.
Unklar ist hingegen, ob die Verei-

nigten Staaten ihr Emissionsziel auf-
weichen können, wenn sie im Paris-
Abkommen bleiben. Der Vertrag lässt
einen gewissen Interpretationsspiel-
raum im relevanten Artikel: Ein Land
»kann jederzeit sein Emissionsziel
anpassen im Hinblick auf eine Erhö-
hung seines Ambitionsniveaus«, heißt
es dort.
Aus Sicht von JonathanChurch von

der Umweltorganisation Client Earth
erlaubt dies jedoch keine Aufwei-
chung des Emissionsziels. Dies wäre
eine »übertrieben freizügige Inter-
pretation des Artikels«. Und eine Ab-
schwächung des Ziels würde letztlich
einen »Bruch des Paris-Abkommens«

darstellen. Anders sieht dies Lauren-
ce Tubiana, eine der Architektinnen
des Vertrags: »Natürlich können die
USA ihrenBeitrag reduzieren, aber sie
sollten nicht.« Die EU gibt sich der-
weil diplomatisch. Sie will erst mal
abwarten, welche Vorschläge Trump
am Ende macht. »Es ist wichtig, dass
die Länder ihren Beitrag in unter-
schiedlichen Formen leisten kön-
nen«, sagte Yvon Slingenberg von der
EU-Kommission.
Auch ohne nennenswerten US-Bei-

trag haben die Klimadiplomaten in
Bonn ihr eigentliches Ziel weitgehend
erreicht: die Umrisse der Gebrauchs-
anleitung für das Paris-Abkommen zu
erarbeiten. Hier geht es um sehr tech-
nische Fragen: Wer berichtet etwa
wann und wie über seine Emissionen
und Klimaschutzmaßnahmen? »Die
Fortschritte beim Regelwerk sind un-
terschiedlich, allgemein aber sehr
langsam«, sagte der Schweizer Dele-
gierte Perrez. Dies habe einerseits da-
mit zu tun, dass viele technische Fra-
gen ein noch vertiefteres Verständnis
benötigen. In anderen Bereichen sei-
en die Parteien aber auch einfach noch
nicht bereit, sich zu bewegen. »Ins-
gesamt denke ich, sind wir aber im-
mer noch auf Kurs«, so Perrez.

Steuerdiät ist
besonders für
Reiche gut
35 Milliarden kostet Ende
des Mittelstandsbauchs

Von Simon Poelchau

Lothar Binding findet es nicht
schlimm, dass seine Partei noch
kein ausgearbeitetes Steuer- oder
Finanzkonzept hat. »Das hat da-
mit zu tun, dass wir uns kein Kon-
zept suchen, sondern aussu-
chen«, sagte der Finanzexperte
der SPD im Bundestag am Mitt-
wochabend auf einer Veranstal-
tung des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW) in
Berlin. Schließlich gebe es zum
Beispiel schon das Niedersach-
sen-, das DGB- oder das Bayern-
modell.
Die DIW-Ökonomen haben die

beiden letztgenannten Modelle
durchgerechnet, zudem die Vor-
schläge der LINKEN sowie der
Mittelstandsvereinigung der Uni-
on. Die Ergebnisse veröffentlich-
ten die Forscher am Mittwoch vor
der Diskussionsrunde mit den fi-
nanzpolitischen Experten aller
vier derzeit im Bundestag vertre-
tenen Parteien. Auch wenn das
Anfang der Woche vorgestellte
Modell von Niedersachsens Mi-
nisterpräsident Stephan Weil
(SPD) nicht mehr in der Studie be-
rücksichtigt wurde, ist das Fazit
eindeutig. »Wenn man den Ein-
kommensteuertarif auf breiter
Front senkt, werden die hohen
Einkommen absolut stärker ent-
lastet als die mittleren«, sagt DIW-
Steuerexperte Stefan Bach. Dies
liege daran, dass die Einkommen-
steuer stark progressiv wirkt.
Das DIW hat für die Studie be-

rechnet, wie viel es kosten undwer
davon in welcher Höhe profitie-
ren würde, wenn der sogenannte
Mittelstandsbauch komplett weg-
fällt. Dieser entsteht, weil der
Grenzsteuersatz – also der Steu-
ersatz, der bei einem Gehaltsplus
fällig wird – in den unteren Lohn-
gruppen besonders schnell an-
steigt. Das Ergebnis: 35 Milliar-
den Euro pro Jahr würde diese
Maßnahme den Fiskus kosten und
mehr als die Hälfte davon würde
den einkommensstärksten 20
Prozent der Bevölkerung zugute-
kommen.
SPD-Mann Binding, der genau-

so wie sein Parteichef und Kanz-
lerkandidat Martin Schulz lieber
mehr investieren als Steuern sen-
kenwill, war nicht der Einzige, der
ohne fertiges Konzept in die DIW-
Runde kam. Man wolle bei der
Bundestagswahl im September
»nicht mit dem Rechenschieber
am Wahltisch stehen«, sagte die
Vize-Fraktionsvorsitzende der
Grünen, Kerstin Andreae, und er-
innerte daran, dass ihre Partei zur
vorherigen Bundestagswahl ein
ausgearbeitetes Konzept inklusive
Vermögensabgabe und höherem
Spitzensteuersatz vorgelegt hatte.
»Das hat uns 2013 fast den Kopf
gekostet«, meinte Andreae.
So bildeten letztlich nicht über-

raschend Union und Linkspartei
die beiden Pole der Diskussion am
Mittwochabend. CDU-Finanzex-
pertin Antje Tillmann wollte nicht
von »Steuergeschenken« spre-
chen, wie sie etwa auch von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel und
Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble in Höhe von rund 15Mil-
liarden Euro pro Jahr ins Ge-
spräch gebracht wurden. Denn von
Steuergeschenken könne nur spre-
chen, wer glaube, dass alles was
der Bürger verdiene, automatisch
dem Staat gehöre.
Einzig der finanzpolitische Ex-

perte der LINKEN, Axel Troost,
machte »keinen Hehl« daraus,
dass seine Partei unterm Strich ei-
ne »Steuererhöhungspartei« sei.
Zwar sieht auch das Konzept der
LINKEN Entlastungen für Mittel-
und Normalverdiener vor. Aber
man brauche noch »deutlich mehr
Steuereinnahmen«, so Troost, um
den riesigen Investitionsstau in
der öffentlichen Infrastruktur und
die soziale Schieflage anzugehen.
Deswegen plädiert seine Partei für
die Wiedereinführung der Erb-
schaftssteuer sowie für eine Re-
form der Erbschafts- und auch der
Gewerbesteuer.

NACHRICHTEN

Facebook akzeptiert
Millionenstrafe der EU
Brüssel. Die EU-Kommission hat
das Onlinenetzwerk Facebook am
Donnerstag zu einer Geldbuße von
110 Millionen Euro verdonnert,
weil es bei der Übernahme des
Messengerdienstes WhatsApp
»unrichtige beziehungsweise irre-
führende Angaben gemacht hat«.
Facebook behauptete 2014, dass
ein Abgleich von Nutzerdaten bei-
der Netzwerke nicht möglich sei.
Der Konzern akzeptierte die Strafe
– auch, weil die Fusionsgenehmi-
gung so nicht gefährdet ist. Die
Strafe hätte bis zu doppelt so hoch
ausfallen können. AFP/nd

Keime und Antibiotika
in der Gülle
Hannover. Mit Gülle aus Schwei-
neställen gelangen nach einer
Greenpeace-Untersuchung multi-
resistente Keime undAntibiotika in
die Umwelt. 13 von 19 analysierte
Proben hätten Bakterien enthal-
ten, die gegen ein bei Menschen
verabreichtes Antibiotikum resis-
tent waren. In sechs Proben fan-
den sich Bakterien mit Resisten-
zen gegen drei Antibiotikagrup-
pen. 15 Proben enthielten zudem
Rückstände von Antibiotika. »Die
Agrarindustrie setzt viel zu sorglos
Antibiotika in den Ställen ein«,
sagte Greenpeace-Agrarexperte
Dirk Zimmermann. Als Konse-
quenz könnten Kranke häufiger an
Infektionen sterben. Bundesagrar-
minister Christian Schmidt (CSU)
müsse den Einsatz von Antibiotika
durch bessere Haltungsbedingun-
gen senken. dpa/nd

Uber-Streit geht
vor den EuGH
Karlsruhe. Der Streit um eine in-
zwischen geänderte Mietwagen-
App des Fahrdienstvermittlers
Uber bleibt vorerst ungeklärt. Nach
deutschem Recht muss Uber sich
an die Regelungen zum Schutz von
Taxen halten, der Bundesgerichts-
hof (BGH) legte den Fall aber dem
Europäischen Gerichtshof (EuGH)
vor. Der soll prüfen, ob die stren-
gen deutschen Regeln EU-recht-
lich Bestandhaben können. Es geht
um die Smartphone-App Uber-
Black, über die Mietwagen bestellt
werden können. Der Auftrag wird
an den Fahrer eines mit Uber ko-
operierenden Mietwagenunter-
nehmens weitergeleitet, der dem
Auftraggeber am nächsten ist. Mit
seiner Klage rügt ein Taxiunter-
nehmer, dass Uber für Mietwagen
geltende Beschränkungen nicht
eingehalten habe. AFP/nd

Streaming bald
auch europaweit
Straßburg. Verbraucher können ab
Anfang 2018 Filme, Serien oder
Sportevents über abonnierte
Streamingdienste auch im euro-
päischen Ausland ansehen. Das
entschied das Europaparlament.
Bislang verhinderte das sogenann-
te Geoblocking vielfach die Nut-
zung der Internetdienste. Die Ver-
ordnung dürfte auch Auswirkun-
gen auf Gratisangebote wie Me-
diatheken haben. Ein Kontrollme-
chanismus soll Missbrauch ver-
meiden. Dazu könnten Bezahl- und
Steuerdaten, Post- und IP-Adresse
benutzt werden. AFP/nd

2016 mehr atypische
Beschäftigung
Düsseldorf. In Deutschland wächst
nicht nur die Zahl der sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsver-
hältnisse. 2016 habe die Zahl aty-
pischer Jobs noch stärker zuge-
legt, berichtet das Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftliche Institut
der Hans-Böckler-Stiftung. Darun-
ter fallen Teilzeitstellen, Leihar-
beit und Minijobs. Insbesondere
die Zahl der Teilzeit- und Leihar-
beiter habe 2016 zugenommen,
sagte Arbeitsmarktexperte Toralf
Pusch. Die Zahl der Minijobber sei
dagegen um 46 000 auf 5,14 Mil-
lionen zurückgegangen. Zusam-
men ergeben alle drei Gruppen ei-
nen gegenüber 2015 leicht gestie-
genen Anteil von fast 40 Prozent
an allen abhängigen Beschäfti-
gungsverhältnissen. dpa/nd


